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Thüringer Gesetz zur Weiterentwicklung des Schulwesens 

Zum Gesetzentwurf der Landesregierung — Drucksache 6/6484 nimmt der Verband der 

Schulaufsicht des Landes Thüringen e. V: (VSLT e. V.) wie folgt Stellung: 

Aufgrund der demographischen Entwicklung in Thüringen mit Ihren Auswirkungen auf das 

Fachkräfteangebot in Industrie, Handwerk, Wissenschaft und auch im Schulwesen, mit einer 

rasanten Steigerung des gesamtgesellschaftlichen Einflusses der Digitalisierung, aber auch 

unter dem Einfluss internationaler Migration und im Streben nach Abbau von Diskriminierung 

und Herstellung von mehr Bildungsungerechtigkeit steht das Thüringer Bildungswesen vor 

enormen Herausforderungen. 

Erheblichem Unterrichtsausfall an Thüringer Schulen stehen Bildungsausgaben gegenüber, die 

im Bundesvergleich zur Spitze gehören. Veränderungen zur zukunftsfähigen Ausgestaltung des 

Thüringer Schulsystems mit der Schaffung effizienterer Strukturen für die Thüringer 

Schullandschaft sind notwendig. 

Der Verband der Schulaufsicht des Landes Thüringen e. V. (VSLT e. V.) begrüßt die Initiative der 

Thüringer Landesregierung, durch Veränderungen in der Schulgesetzgebung, eingepasst in 

einen breiten dialogischen Werkstattprozess, Thüringer Schulen durch strukturelle 

Weichenstellungen zukunftsfest aufzustellen. Eine verlässliche Absicherung des Unterrichts und 

der Betreuung schafft das Fundament für eine qualitativ, hochwertige Bildung und Erziehung. 

Zu den geplanten Änderungen nehmen wir wie folgt Stellung: 

Artikel 1 Änderung des Thüringer Schulgesetzes  

Integration des Förderschulgesetzes, Inklusion  

Der VSLT e. V. stimmt der Vorlage der Landesregierung zu, das Schulwesen für alle Schülerinnen 

und Schüler in einem Gesetz zu regeln. Historisch gewachsene Unterschiede können so im 

Sinne der UN-Behindertenrechtskonvention, die in Deutschland ratifiziert wurde, überwunden 

werden. Menschen mit Behinderungen wird die Einbeziehung in ein inklusives Bildungssystem 

ermöglicht. 
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Damit verbunden ist die redaktionelle Neubeschreibung der Thüringer Schule in ihrer 

Gesamtheit im Thüringer Schulgesetz. 

Der VSLT e. V. stimmt der Vorlage der Landesregierung zu, Förderzentren mit den 

Förderschwerpunkten Lernen, Sprache sowie emotionale und soziale Entwicklung langfristig zu 

Beratungs- und Unterstützungszentren ohne eigene Schüler zu entwickeln sowie regionale und 

überregionale Förderzentren verstärkt inklusionsorientiert auszurichten. Die Möglichkeit zur 

temporären Beschulung in besonderen Lerngruppen ist dabei jedoch unbedingt flächendeckend 

und ohne zeitlichen Verzug zu ermöglichen. Entsprechende Strukturen müssen vorgehalten 

werden. 

Der VSLT e. V. stimmt der Vorlage der Landesregierung zu, das Feststellungsverfahren zur 

Überprüfung des Vorliegens eines sonderpädagogischen Förderbedarfs für alle Schüler durch 

den Mobilen Sonderpädagogischen Dienst der Staatlichen Schulämter vornehmen zu lassen. Für 

die Personen, die diese Aufgabe nach standardisiertem Verfahren und mit erheblicher 

schulaufsichtlicher Verantwortung wahrnehmen, müssen ausreichende und verlässliche 

Ressourcen an den Staatlichen Schulämtern zur Verfügung stehen. Die zur Erfüllung dieser 

Aufgabe für Schüler der Staatlichen Schulen derzeit an den Staatlichen Schulämtern tätigen 

Personen reichen nicht aus, wenn alle Schüler begutachtet werden sollen. Bei einem 

Anwachsen der Fallzahlen müssen auch Ressourcen erhöht werden. 

Der VSLT e. V. stimmt der Vorlage der Landesregierung zu, die Eltern auf dem Weg zu einer 

entsprechenden Beschulungsform durch die am Staatlichen Schulamt installierte Steuergruppe 

beratend zu unterstützen. Aus unserer Sicht hat sich die Arbeit der in jedem Landkreis unter der 

Leitung des jeweiligen Staatlichen Schulamtes arbeitenden Steuergruppe für die 

„Weiterentwicklung der Förderzentren und des Gemeinsamen Unterrichts" als ämter- und 

professionsübergreifende Beratungsinstanz sehr bewährt. Ziel muss es sein, sächliche und 

personelle Voraussetzungen für den Gemeinsamen Unterricht ständig auf weitere Schulen 

auszubauen. 

Der VSLT e. V. stimmt der Vorlage der Landesregierung zu, dem Bildungsgang zur Lernförderung 

und damit den Lehrplan zur Lernförderung in den allgemeinen Bildungsgängen und Lehrplänen, 

die mindestens zum Hauptschulabschluss führen, aufgehen zu lassen. Als Schlussfolgerung aus 

den Ergebnissen des Schulversuchs „Unterrichtung von Schülern mit sonderpädagogischem 

Förderbedarf im Lernen im gemeinsamen Unterricht nach den Lehrplänen der Grund- und 

Regelschule" verbietet es sich, diese Schülergruppe weiterhin nach einen eigenen reduzierten 

Lehrplan zu unterrichten. 

Der VSLT e, V. stimmt der Vorlage der Landesregierung zu, das Höchstalter im Bildungsgang zur 

individuellen Lebensbewältigung von 24 auf 21 Jahre abzusenken. Dies ist eine logische Folge 

aus der Vereinheitlichung der Schulgesetzgebung für alle Schüler. 

Der VSLT e. V. stimmt der Vorlage der Landesregierung zu, Intensiv- und Intervallkurse, 

einschließlich der temporären Lerngruppen als besondere Unterrichtsformen festzuschreiben. 

Für diese, ein inklusives Schulsystem möglich machende, Strukturen müssen flächendeckend 

und dauerhaft Ressourcen vorgehalten werden. 
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Der VSLT e. V. stimmt der Vorlage der Landesregierung zu, Schulvorbereitende Einrichtungen 

an Förderschulen auslaufen zu lassen. Die Verantwortung zur entsprechenden Förderung liegt 

damit bei den Kindertageseinrichtungen. 

Der VSLT e. V. stimmt der Vorlage der Landesregierung zu, die Bedeutung multiprofessioneller 

Teams in Schulen hervorzuheben. Aus unserer Sicht ist es folgerichtig, dass der Schulleiter 

gegenüber dem sonstigen unterstützenden Personal an der Schule das Weisungsrecht ausübt. 

Der VSLT e. V. stimmt der Vorlage der Landesregierung zu, die bisher erforderliche 

Nachqualifizierung für die Tätigkeit als Sonderpädagogische Fachkraft wegfallen zu lassen. Es 

muss jedoch dabei darauf geachtet werden, dass die Bewerber sich während der 

grundständigen Ausbildung entsprechende Kompetenzen aneignen konnten. Außerdem ist es 

notwendig, dass Fortbildungsangebote zu den einzelnen Förderschwerpunkten angeboten und 

auch genutzt werden. 

Ganztag 

Der VSLT e. V. stimmt der Vorlage der Landesregierung zu, durch die Schaffung von bisher nicht 

explizit vorhandenen gesetzlichen Regelungen für Ganztagsschulen, deren Wirksamkeit zu 

erhöhen. Auch Grundschulen sind somit in der Lage, teilgebundene oder gebundene 

Ganztagsformen anzubieten. Wir sehen im schulischen Ganztag einen wichtigen Schritt in 

Richtung Bildungsgerechtigkeit. Schulischer Ganztag ist ressourcenintensiv und erfordert 

Koordination sowie schulaufsichtliche Begleitung. Sowohl bei der Hortbetreuung als auch im 

Ganztag müssen die Besonderheiten von Schülern mit einer Behinderung berücksichtigt 

werden. 

Thüringer Gemeinschaftsschule 

Der VSLT e. V. stimmt der Vorlage der Landesregierung bedingt zu, die 10-Jahresfrist bei der 

Errichtung von TGS bis zur vollständigen Klassenfolge ab Klasse 1 wegfallen zu lassen. Eine 

Schulartänderung von Regelschule zur Gemeinschaftsschule macht keinen Sinn, wenn es nur 

um eine Namensänderung geht. Ziel ist das längere gemeinsame Lernen. Somit muss ein 

Schüler diese Schule in,der Regel von der Klasse 1 bis zum Abschluss durchlaufen können. Dies 

lässt sich jedoch auch realisieren, wenn eine ab Klasse 5 einsetzende TGS eng mit mehreren 

Grundschulen kooperiert. Dies könnte vor allem für ländliche Regionen eine Möglichkeit sein, 

für jüngere Schülerinnen und Schüler lange Schulwege zu vermeiden und mehrere 

Schulstandorte zu betreiben. 

Der VSLT e. V. stimmt der Vorlage der Landesregierung zu, die Kooperation der 

Gemeinschaftsschule ohne vollständig ausgebaute gymnasiale Oberstufe zum Zwecke des 

Ermöglichens des Übertritts in diese zu einer Schule zu ermöglichen, die eine vollständig 

ausgebaute gymnasiale Oberstufe enthält, unabhängig von der Schulart. Begrüßt wird in 

diesem Zusammenhang, dass nicht angedacht ist, diese Kooperationsmöglichkeit auch auf 

berufliche Gymnasien auszudehnen. 

Zur Aufnahme einer Regelung, die dem Schulträger eine Entscheidungsfrist von sechs Monaten 

einräumt, nachdem die Schulkonferenz ihren Willen zur Umwandlung in eine 

Gemeinschaftsschule zum Ausdruck gebracht hat, äußert sich der VSLT e. V. nicht. 
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Einzugsbereiche, Schulträgerschaft 

Der VSLT e. V. stimmt der Vorlage der Landesregierung zu, durch Festschreibung einer 

Ermächtigungsgrundlage, durch Rechtsverordnung das Verfahren zur Festlegung von 

Einzugsbereichen für die Berufsschulen zu regeln. Eine Rechtsverordnung zur Festlegung von 

Einzugsbereichen in Verantwortung des TMBJS erscheint praktikabler als die bisher praktizierte 

Schulnetzplanung. 

Der VSLT e. V. stimmt außerdem der Vorlage der Landesregierung zu, die es kreisfreien Städten 

ermöglicht, eine bestehende Schulträgerschaft für Grundschulen, Regelschulen, 

Gemeinschaftsschulen, Gymnasien und Gesamtschulen nach ihrer Einkreisung fortzuführen. 

Auswahlverfahren bei Anmeldeüberhang 

Der VSLT e. V. stimmt der Vorlage der Landesregierung zu, die grundlegende Regelungen zum 

Auswahlverfahren bei Anmeldeüberhang beschreibt. Durch diese Regelungen wird 

Rechtssicherheit für notwendige Entscheidungen geschaffen. Notwendig für ein solches 

Verfahren ist, dass Schulträger die Aufnahmekapazität ihrer Schulen festlegen. Dies ist 

gegenwärtig vielfach nicht der Fall. 

Die zusätzlichen Aufgaben für die Staatlichen Schulämter müssen auch durch zusätzliche 

Ressourcen abgesichert werden. Sollte die Schulnetzplanung und insbesondere die in Artikel 2 

vorgesehenen Änderungen zu höheren Fallzahlen für Auswahlverfahren und Schülerlenkung 

führen, muss der zusätzliche Aufwand bei der Abstimmung und Koordination mit dem 

Schulträger ggf. durch eine zusätzliche Stelle an jedem Staatlichen Schulamt kompensiert 

werden. 

Schulpflicht 

Zu Veränderungen der Regelungen zur Schulpflicht äußert sich der VSLT e. V. nicht. 

Migration  

Der VSLT e. V. stimmt der Vorlage der Landesregierung zu, die ein Recht der Staatlichen 

Schulämter vorsieht, Schüler mit Migrationshintergrund Schulen zuzuweisen. Neben einer 

Regulierung auf der Grundlage der Kapazitäten ist somit auch die Beachtung individueller 

Besonderheiten möglich. 

Andere Fälle der Zuweisung 

Der VSLT e. V. stimmt der Vorlage der Landesregierung zu, in bestimmten Fällen eine 

Zuweisung des geeigneten Lernortes durch das Staatliche Schulamt vornehmen zu lassen. 

Die Möglichkeit zur Zuweisung einer Schule durch das Staatliche Schulamt bei zu geringer 

Klassen- bzw. Schulgröße, vom VSLT e. V. ausdrücklich begrüßt, ist eine notwendig Konsequenz 

aus dem Gesetzesvorhaben, Klassen- bzw. Schulmindestgrößen festzulegen. 

Auch die Möglichkeit der Zuweisung einer anderen Schule durch das zuständige Staatliche 

Schulamt, wenn der Verbleib an der bisherigen Schule unzumutbar ist, wird durch den VSLT 

e. V. begrüßt. Derartige Fälle ließen sich bisher nur über Gastschulverhältnisse regeln, in deren 

Folge betroffene Eltern vielfach finanzielle Nachteile hatten. 
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Wünschenswert wäre aus Sicht des VSLT e.V. die Erweiterung von § 15 Abs. 4 Ziffer. 2 auf 

Schüler, die aufgrund eines Wohnortwechsels in der nun nächstgelegenen Schule nicht das 

Kursangebot vorfinden, welches ein pädagogisch sinnvolles Fortsetzen der Schullaufbahn 

ermöglicht. In Gymnasium betrifft die häufig die Fortführung der 2. Fremdsprache an der neuen 

Schule. Die Zuweisung eines Gymnasiums, an welchem diese Fremdsprache unterrichtet wird, 

wäre in einigen Fällen einem Wechsel der Fremdsprache vorzuziehen. 

Externe Evaluation  

Der VSLT e. V. stimmt der Vorlage der Landesregierung zu, welche die die Möglichkeit und die 

Verpflichtung für alle Schulen zur Evaluation als wichtiges Element schulischer 

Qualitätsentwicklung vorsieht. 

Einzelschulen müssen sich entwickeln und diese Entwicklung muss systematisch eingebunden 

sein. Das betrifft vor allem den Unterricht, aber auch die schulische Organisation und das 

Personal. Wesentliches Element der Entwicklung ist die Evaluation mit ihren internen wie 

externen Elementen. 

Aus der Erfahrung der externen Evaluation an Thüringer Schulen im letzten Jahrzehnt muss 

darauf hingewiesen werden, dass zur externen Evaluation, an der alle Schulen in vertretbaren 

Zeiträumen teilnehmen sollen, die Bereitstellung verlässlicher Ressourcen notwendig ist. Wird 

Entwicklungs- und Unterstützungsbedarf festgestellt, so müssen entsprechende 

Unterstützungsangebote unterbreitet und realisiert werden können. Hierfür müssen 

entsprechende Ressourcen vorhanden sein. 

Momentan ist aus unserer Sicht allerdings auch festzustellen, dass die Verhandlung, der 

Abschluss und die Kontrolle der Erfüllung von Zielvereinbarungen, wie in der Vergangenheit 

vorgesehen, mit dem in den Staatlichen Schulämtern vorhandenen personellen Ressourcen 

nicht zu bewältigen ist. 

Die Etablierung von Ziel- und Leistungsvereinbarungen als modernes Führungsinstrument ist für 

Schule wie auch für Schulaufsicht wesentlich. Dies bedingt die Definition und Gewährung von 

verlässlichen Handlungsspielräumen. 

Erleichterung des Zugangs zum Kolleg 

Zu Veränderungen der Regelungen zum Zugang zum Kolleg äußert sich der VSLT e. V. nicht. 

Digitalisierung 

Der VSLT e. V. stimmt der Vorlage der Landesregierung zu, welche die Erweiterung der 

Regelungen des Thüringer Schulgesetzes entsprechend der Möglichkeiten, die die moderne 

Informationstechnik bietet, vorsieht. Unbedingt notwendig ist in diesem Zusammenhang die 

Schaffung der datenschutzrechtlichen Grundlagen durch Rechtsverordnung. 

Datensicherheitsstandards sind festzulegen und durchzusetzen. Dabei sind Schulen wirksam zu 

unterstützen. 

Wiederaufnahme von Schülern ohne Hauptschulabschluss  

Der VSLT e. V. stimmt der Vorlage der Landesregierung zu, die die Wiederaufnahme von 

Schülern in die Schule ermöglicht, die die Schule bereits ohne Hauptschulabschluss verlassen 

haben. Abhängig von der Zahl derartiger Fälle wäre auf der Grundlage von § 15 Abs. 4 Ziffer 2 
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die Zuweisung zu einer Schule möglich und sicherlich sachdienlich, an der eine spezielle Klasse 

•hierfür eingerichtet worden ist. 

Zurückstellung vom Schulbesuch  

Der VSLT e. V. stimmt der Vorlage der Landesregierung zu, die Zurückstellung vom Schulbesuch 

auf medizinisch induzierte Fälle zu beschränken. 

Kinder beruflich Reisender 

Der VSLT e. V. stimmt der Vorlage der Landesregierung zu, bisher in Thüringen bewährte 

Regelungen auch über Ländergrenzen hinweg auszudehnen. 

Mitbestimmung und Mitwirkung 

Der VSLT e. V. stimmt der Vorlage der Landesregierung zu, einen Informationsanspruch der 

gewählten Schülervertretungen gegenüber der Schule über ihre Aufgaben und Rechte sowie 

über Angelegenheiten von allgemeiner Bedeutung gesetzlich festzulegen. Diesbezüglich 

gegenwärtig vorhandene Unterschiede zwischen Eltern- und Schülervertretern sind nicht 

vertretbar. 

Aufhebung der Berufsschulpflicht in dualen Bildungsgängen  

Zur Aufhebung der Berufsschulpflicht in dualen Bildungsgängen äußert sich der VSLT e. V. nicht. 

Entbürokratisierung 

Der VSLT e. V. stimmt der Vorlage der Landesregierung zu, die landesgesetzlich festlegt, dass 

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen einen Ausschluss vom Unterricht oder eine 

Ordnungsmaßnahme keine aufschiebende Wirkung haben. Diese Festlegung schafft rechtliche 

Klarheit. 

Klarstellung von Abschlüssen am Gymnasium  

Der VSLT e. V. stimmt der Vorlage der Landesregierung zu, die Klarheit für am Gymnasium 

erreichbare Abschlüsse schafft. Die Formulierungen „gleichwertiger Hauptschulabschluss" und 

„gleichwertiger Realschulabschluss" sind deutlich aussagekräftiger als die bisher verwendeten 

Formulierungen. Die Erfahrung zeigt, dass es bisher große Unklarheit bei Betroffenen zum 

erreichten Bildungsabschluss gegeben hat. 

Berufliche Orientierung 

Der VSLT e. V. stimmt der Vorlage der Landesregierung zu, die die berufliche Orientierung zum 

Bestandteil des Bildungs- und Erziehungsziels der Thüringer Schulen werden lässt. Wichtig ist 

die Bereitstellung entsprechender Ressourcen für Potenzialanalyse, Berufsfelderkundung und 

Berufsfelderprobung, da die bisher geführte ESF-Projektförderung wegfällt. Dabei sollte in 

diesem Bereich auf den Aufbau kontinuierlich verfügbarer Strukturen geachtet werden. 

Artikel 2 Weitere Änderung des Thüringer Schulgesetzes  

Der VSLT e. V. stimmt der Vorlage der Landesregierung ausdrücklich zu, die die Einführung 

konkreter Klassen- und Schulgrößen vorsieht. Aus unserer Sicht ist es dringend notwendig, 

effiziente Strukturen für die Thüringer Schullandschaft zu schaffen, die regionale 

Besonderheiten berücksichtigen. Gegenwärtige Regelungen ohne rechtliche Bindungswirkung 
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haben sich offensichtlich nicht bewährt. Vielfach wurde auf demographische Veränderungen 

bezüglich des Schulnetzes nicht reagiert. Dass in vielen Schulen die vorgesehenen 

Mindestgrößen nicht erreicht werden, zeigt den Handlungsbedarf. 

Mittelfristig ist nur in Schulen mit einer Mindestgröße ein breites, qualitativ hochwertiges 

Schulangebot bei verlässlicher Personalversorgung möglich. 

Für einen zweckmäKigen Lehrereinsatz, ein sinnvolles Kursangebot und Reaktionsmöglichkeiten 

auf Lehrerausfälle vor Ort sind bestimmte Schulmindestgrößen mit entsprechend großem und 

bezüglich der Fächerprofession differenzierten Lehrerkollegium notwendig. Erfahrungen zeigen, 

dass Schulen auf Ausfälle von Lehrern schnell und zweckmäßig reagieren können, wenn vor Ort 

eine Vertretungsreserve vorhanden ist. Eine Vertretungsreserve vor Ort ist jedoch nur dann 

wirksam, wenn es sich um eine höhere Zahl von Unterrichtsstunden handelt und wenn 

Schulleitungen in Abhängigkeit vom Bedarf zwischen einzelnen Unterrichtsfächern „schieben 

können". Das funktioniert nur in großen Kollegien. Die Vorhaltung von „Springern" z. B. am 

Staatlichen Schulamt ist unter den derzeitigen Bewerberbedingungen völlig unrealistisch. 

Vielfach steht gegenwärtig großen Schulen weniger Personal pro Schüler zur Verfügung als 

kleinen Schulen, denn auch für die Schülerinnen und Schülern in kleinen Schulen muss der 

Unterricht nach Stundentafel ermöglicht werden. Große Schulen werden also gegenwärtig 

gegenüber kleinen Schulen vielfach benachteiligt. 

Kooperationen ermöglichen den Erhalt des Schulstandortes und reduzieren die 

Schülerbewegungen im Land. Das Gesetz gibt durch die Übergangsregelungen und die 

normierten Kooperationsmöglichkeiten ausreichend Spielräume, die Interessen des 

wohnortnahen Bildungsangebotes einerseits und der zuverlässigen fachgerechten 

Lehrerversorgung andererseits mittelfristig in Einklang zu bringen. Kooperationen sind aber 

auch nur dann sinnvoll, wenn sie einen Beitrag zu effektiveren Schulstrukturen leisten. 

Parallelstrukturen müssen dann vermieden werden, wenn dadurch die Lehrerversorgung nicht 

mehr gesichert wäre. Kleinstklassen an mehreren Standorten müssen mittelfristig vermieden , 

werden, was aber mit „Filialen", die nicht alle Klassenstufen führen müssen, möglich erscheint. 

Artikel 3 Änderung des Thüringer Gesetzes über die Finanzierung der staatlichen Schulen  

Artikel 4 Weitere Änderung des Thüringer Gesetzes über die Finanzierung der staatlichen  

Schulen  

Artikel 5 Änderung des Thüringer Gesetzes über Schulen in freier Trägerschaft  

Artikel 6 Änderung des Thüringer Gesetzes über die Bildung, Erziehung und Betreuung von  

Kindern in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege als Ausführungsgesetz zum Achten  

Buch Sozialgesetzbuch (Thüringer Kindertagesbetreuungsgesetz)  

Zu diesen Veränderungen in der Vorlage der Thüringer Landesregierung äußert sich der VSLT 

e. V. nicht. 

Artikel 8 Änderung des Thüringer Lehrerbildungsgesetzes  

Der VSLT e. V. stimmt der Vorlage der Landesregierung zu, dass Diplomlehrer mit 

Lehrbefähigung für ein Fach nach dem Recht der ehemaligen DDR, die Weiterbildungen für ein 

zweites Fach absolviert haben, der Wechsel in ein Amt des Lehrers mit Lehrbefähigung für zwei 
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Fächer ermöglicht wird. Es ist ausdrücklich zu begrüßen, dass Lehrer, die bereits seit mehreren 

Jahren nach einer Weiterbildung in dem zweiten Fach eingesetzt werden, endlich eine 

Anerkennung dessen erhalten können. 
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